An das Verwaltungsgericht [Ort]
[Adresse]
In dem Verwaltungsrechtsstreit
[Name, Anschrift des Klägers]
– Kläger –
gegen
[Name der Landesrundfunkanstalt]
– Beklagte –
Az.: [Aktenzeichen]

Beweisantrag gemäß § 86 Abs. 2 VwGO
Der Kläger stellt folgenden förmlichen Beweisantrag:

1. Beweisthema
Es wird behauptet,
dass die Beklagte in ihren täglichen Nachrichtenformaten (insbesondere [z. B. Tagesschau, Tagesthemen / entsprechende Programme der Beklagten]) seit mindestens dem Jahr 2019 nicht nur in Einzelfällen, sondern regelmäßig und systematisch gegen ihren verfassungsrechtlichen Funktionsauftrag zur Gewährleistung von Meinungsvielfalt, Ausgewogenheit und Staatsferne verstoßen hat.

2. Beweismittel
Zum Beweis dieser Tatsache wird beantragt,
Herrn Roland Schatz,
Geschäftsführer der Firma Media Tenor GmbH,
[Anschrift],
als sachverständigen Zeugen zu laden.

3. Beweisgrund
Herr Roland Schatz wird bekunden,
dass die von ihm geleitete Firma Media Tenor seit Jahren eine permanente, vollständige und systematische Inhaltsanalyse der relevanten Nachrichtenformate der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten durchführt.
Er wird anhand dieser dokumentierten Datensätze darlegen,
dass die Berichterstattung der Beklagten im maßgeblichen Zeitraum strukturell einseitig war und den verfassungsrechtlichen Anforderungen an Meinungsvielfalt, Ausgewogenheit und Staatsferne nicht genügte.
Die Beweisführung erfolgt nicht durch Werturteile, sondern durch quantitative und qualitative Inhaltsanalysen, die eine objektive Überprüfung ermöglichen.

4. Entscheidungserheblichkeit
Der Beweis ist entscheidungserheblich,
da der Rundfunkbeitrag verfassungsrechtlich nur dann gerechtfertigt ist,
wenn die Beklagte ihren Funktionsauftrag tatsächlich erfüllt.
Bei einem strukturellen und nicht nur vereinzelten Verstoß gegen diesen Auftrag fehlt es an der materiellen Rechtfertigung der Beitragserhebung im streitgegenständlichen Zeitraum.

5. Prozessuale Bedeutung
Der Kläger ist für die behauptete Tatsache beweispflichtig.
Der Beweisantrag ist konkret, bestimmt und unmittelbar durchführbar.
Gemäß § 86 Abs. 2 VwGO kann ein in der mündlichen Verhandlung gestellter Beweisantrag nur durch einen förmlichen, begründeten Gerichtsbeschluss abgelehnt werden.

[Ort], den [Datum]
[Unterschrift Kläger / Prozessbevollmächtigter]

